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Liebe Genossin, lieber Genosse, 
 
begonnen haben wir die Woche mit einer weiteren erfolgreichen Kommunalkonferenz. Rund 300 Oberbür-
germeister, Bürgermeister, Kämmerer, Stadtverordnete, aber auch Vorstände und Geschäftsführer kommuna-
ler Unternehmen haben an der Veranstaltung teilgenommen. Wir konnten erneut deutlich machen, dass wir 
die Sorgen und Nöte der Kommunen ernst nehmen und die vertrauensvolle Zusammenarbeit fortsetzen wer-
den. Gemeinsam werden wir dafür kämpfen, dass die Bundesregierung die Kommunen nicht ausbluten lässt. 
Wir werden immer wieder darauf aufmerksam machen, dass es sich bei den Plänen von Schwarz-Gelb um ein 
milliardenschweres Umverteilen von den Unternehmen auf die Bürger handelt. Das werden wir nicht zulassen. 
Die Sozialdemokraten stehen an der Seite der Städte und Gemeinden. 
 
Die Debatten im Plenum standen im Zeichen der abschließenden Beratung des Bundeshaushalts 2010. Was 
die Bundesregierung vorgelegt hat, ist ein Dokument der Verantwortungslosigkeit und der Verunsicherung. 
Schwarz-Gelb steuert mit 80,2 Milliarden Euro auf eine Rekordneuverschuldung zu. Noch niemals, seit es die 
Bundesrepublik gibt, hatte eine Regierung eine solche Schuldenlast zu verantworten. Was Deutschland jetzt 
braucht, ist eine Politik, die Wachstum und Beschäftigung anschiebt und die Menschen möglichst heil durch 
die schwere Wirtschaftskrise führt. Doch die Regierung hat keine Rezepte zur Bewältigung der Wirtschaftskri-
se, zur Bändigung des Finanzsektors und zur Haushaltskonsolidierung. Stattdessen betreibt sie Flickschuste-
rei, bedient ihre Klientel und verunsichert die Bürger mit ihren unausgegorenen und unbezahlbaren Projekten 
einer Steuerreform und einer Kopfpauschale.  
 
Besonders skandalös ist die Haushaltssperre von 900 Millionen Euro für die Arbeitslosen, die durch Fortbil-
dungs- und Eingliederungsmaßnahmen gerade versuchen, am Arbeitsmarkt wieder Fuß zu fassen. Dies ist 
ein zynischer Schlag ins Gesicht der Fleißigen. Die Sperre wirkt faktisch wie eine Kürzung, wenn sie nicht bis 
spätestens Ende April aufgehoben wird. Es erscheint uns allerdings unwahrscheinlich, dass sich die Koalition 
angesichts ihrer fortwährenden Grabenkämpfe auf die Entsperrung der Mittel so schnell einigen kann. Des-
halb wird es ab der zweiten Jahreshälfte zu einem drastischen Rückgang bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
kommen. Damit steigt die Arbeitslosigkeit und der Aufschwung hat so keine Chance. Das Nachsehen haben 
Regionen, die ganz besonders von Arbeitslosigkeit gebeutelt sind. Dies ist aber wahrscheinlich nur ein kleiner 
Vorgeschmack auf die zu erwartende ungerechte Arbeitsmarktpolitik nach der NRW-Wahl.  
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TOPTHEMA 
 

Bundeshaushalt 2010: Die Bundesregierung hat bisher 
völlig versagt 
 
Die schwarz-gelbe Regierung hat noch immer zu keiner schlüssigen Politik gefunden. Dies wird besonders 
deutlich bei der Aufstellung des Bundeshaushalts 2010. Deutschland braucht jetzt eine Politik, die Wachstum 
und Beschäftigung anschiebt und die Menschen möglichst heil durch die schwere Wirtschaftskrise führt. Doch 
die Regierung hat keine Rezepte zur Bewältigung der Wirtschaftskrise, zur Bändigung des Finanzsektors und 
zur Haushaltskonsolidierung. Stattdessen betreibt sie Flickschusterei, bedient ihre Klientel und verunsichert 
die Bürger mit ihren unausgegorenen und unbezahlbaren Projekten einer Steuerreform und einer Kopfpau-
schale.  
 
Keine Konsolidierungsstrategie  
Haushaltskonsolidierung ist trotz entsprechender Beteuerungen des Bundesministers der Finanzen und der 
Koalition kein vorrangiges Ziel. Der Bundesfinanzminister hat sich geweigert, eine mittelfristige Finanzplanung 
mit klarer Konsolidierungsstrategie vorzulegen. Zumindest bis zur Wahl in Nordrhein-Westfalen will sich die 
Regierung wegducken und Grausamkeiten erst danach verkünden. Schwarz-Gelb hat mit 80,2 Milliarden Euro 
für 2010 die höchste Neuverschuldung in der Geschichte der Bundesrepublik zu verantworten.  
 
Ein Teil der Nettokreditaufnahme ist durch die Finanz- und Wirtschaftskrise sowie die daraus folgende kon-
junkturelle Entwicklung bedingt. Die Koalition hat die Neuverschuldung aber bei weitem nicht in dem Umfang 
abgesenkt, wie es möglich und angesichts der konjunkturellen Entwicklung auch dringend geboten ist. Statt-
dessen hat sie den Spielraum vorrangig zur Finanzierung von Wahlgeschenken verbraucht, insbesondere für 
die Begünstigung von Hoteliers und Unternehmen. 
 
Seit der Aufstellung im Dezember haben sich Ausgabensätze beim Arbeitsmarkt, bei den Zinsen sowie bei der 
Steinkohle nochmals ohne jedes Zutun der Regierung um weitere 5,5 Milliarden Euro vermindert. Die 
schwarz-gelbe Koalition hat es dennoch gerade einmal geschafft, die Neuverschuldung um diesen Betrag ab-
zusenken. Von Einsparungen kann unter dem Strich also entgegen dem von der Koalition erweckten An-
schein keine Rede sein. 
 
Regierungskoalition blockiert Investitionen 
Die Koalition hat die Strukturen des Haushaltes gravierend verschlechtert. Zum einen sind die Investitionen 
um 400 Millionen Euro gekürzt worden, was mit Kofinanzierungen und Drittmitteln einen Nachfrageausfall von 
rund 1 Milliarde Euro in diesem Schlüsselbereich für die wirtschaftliche Entwicklung bedeutet. Zum anderen 
sind die Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsgesetz pauschal um etwa 4 Milliarden Euro gekürzt wor-
den. Dadurch können entsprechend längerfristig angelegte Aufträge nicht im vollen Umfang vergeben werden 
und in Einzelfällen sogar große Projekte durch die unsinnige pauschale Kürzung völlig blockiert werden, weil 
sie nicht mehr durch finanziert sind.  
 
Sperrung von Mitteln für die aktive Arbeitsmarktpolitik  
Während Minister Westerwelle gegen Arbeitsuchende wettert, hat die Koalition 900 Millionen Euro für die Ar-
beitslosen gesperrt, die durch Fortbildungs- und Eingliederungsmaßnahmen gerade versuchen, am Arbeits-
markt wieder Fuß zu fassen. Dies ist ein zynischer Schlag ins Gesicht der Fleißigen. Die Sperre wirkt faktisch 
wie eine Kürzung, wenn sie nicht bis spätestens Ende April aufgehoben wird. Wer allerdings glaubt, dass sich 
die Koalition auf die Entsperrung der Mittel so schnell einigen kann, der unterschätzt die koalitionsinternen 
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Grabenkämpfe völlig. Deshalb wird es ab der zweiten Jahreshälfte zu einem drastischen Rückgang bei der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik kommen. Gerade bei Bildungsmaßnahmen, Lohnkostenzuschüssen, Programmen 
für Jugendlichen oder beim erfolgreichen Programm 50Plus wird es zu Einschnitten kommen. Damit steigt die 
Arbeitslosigkeit – der Aufschwung hat so keine Chance. Das Nachsehen haben Regionen, die ganz beson-
ders von Arbeitslosigkeit gebeutelt sind.  
 
Eigenes Sparkonzept der SPD-Bundestagsfraktion 
Die SPD hat dagegen ein eigenes Sparkonzept vorgelegt, das die Neuverschuldung auf 77,8 Milliarden Euro 
absenkt. Dabei sind dennoch auch Schwerpunkte auf der Ausgabenseite gesetzt worden: Für die Entwick-
lungshilfe haben wir zusätzlich 1,25 Milliarden Euro beantragt, für Maßnahmen der Bildung und Forschung 
230 Millionen Euro und zur Entlastung der Gemeinden 400 Millionen Euro (Kosten der Unterkunft).  
 
Unklarer Kurs gefährdet die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands 
Der misslungene Sparanlauf der Koalition macht für 2011 und die Folgejahre noch misstrauischer als bisher. 
Ab 2011 müssen Jahr für Jahr 10 bis 15 Milliarden Euro eingespart werden, um die Regelung der Schulden-
bremse und die Vorgaben des Europäischen Stabilitätspaktes einzuhalten sowie die steigenden Zinsausga-
ben finanzieren zu können. Und nach wie vor verweigert die Koalition den Bürgerinnen und Bürgern jede Aus-
kunft, wie sie diese immense Sparanstrengung erbringen will. 
 
Der völlig unklare Kurs gefährdet die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Die Verunsicherung von 
Bürgern und Unternehmen lähmt die Wirtschaftskräfte dieses Landes. Gerade große Unternehmen warten ab 
und beschränken sich auf reine Erhaltungsinvestitionen – eine gefährliche Entwicklung. Mit ihrer völlig unam-
bitionierten Politik gefährdet diese Koalition auch die Stabilität in der Euro-Zone. Die anderen Länder schauen 
mit Sorge auf den unklaren Kurs Deutschlands.  
 
Für die Klientel und gegen die Zukunft 
Im Umweltbereich streicht Schwarz-Gelb knapp 20 Millionen Euro für das Marktanreizprogramm für Erneuer-
bare Energien und sperrt weitere 115 Millionen Euro - während Minister Röttgen mit diesem Geld den Lei-
tungsbereich seines Ministeriums und seines Büros für zwei Millionen Euro umbaut und einen zusätzlichen 
Kommunikationschef mit rund 8.000 Euro Brutto im Monat einstellt. Soziale, öffentliche und kulturelle Einrich-
tungen können also keine klimafreundlichen und CO2-sparenden Glühlampen mehr kaufen, weil das Ministe-
rium schöner werden soll. 
 
Im Verkehrs- und Bauetat verkündet Minister Ramsauer stets, er wolle mehr Verkehr von der Straße auf die 
Schiene und Wasserstraße bringen - und streicht zugleich mit 64 Millionen Euro etwa die Hälfte der Mittel, die 
für den Ausbau der Schnittstellen dieser Verkehrswege (sogenannter "Kombinierter Verkehr") vorgesehen 
sind. Dafür soll nun aber der Transrapid - ein Verlustgeschäft - weiter gefördert, indem die Teststrecke weiter 
betrieben werden soll - nur zum Nutzen der beteiligten Industrie. 
 
Für die Klientel und gegen die Zukunft war das Leitmotiv der Koalition für die Maßnahmen in den Einzelplä-
nen. Deutschland hätte Besseres verdient. 
 
Unser Land braucht eine handlungsfähige Regierung 
In einem Entschließungsantrag haben wir die Bundesregierung nochmals unter anderem aufgefordert: 
- Steuersubventionen auf den Prüfstand zu stellen und das unsinnige Mehrwertsteuerprivileg für Hoteliers, 

das allein 1 Milliarde Euro kostet, zurückzunehmen.  
- Die auf 20 Milliarden Euro veranschlagte Einführung eines „Stufentarifs“ in der Einkommenssteuer auf-

zugeben.  
- In der Arbeitsmarktpolitik die Förderung der Menschen, die Arbeit suchen, nicht zu gefährden. Die ge-

sperrten 900 Millionen Euro für die Eingliederung von Arbeitslosen sind sofort freizugeben, damit die Job-
Center ihre Angebote jetzt nicht streichen müssen und fortfahren können, Menschen wieder in Arbeit zu 
bringen.  

- Das Projekt einer unsozialen und ungerechten Kopfpauschale zu beerdigen. Die Zusatzbeiträge sind ab-
zuschaffen, die paritätische Finanzierung ist wieder herzustellen. Die Regierung darf der Explosion der 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung nicht tatenlos zusehen, sondern muss endlich insbe-
sondere die steigenden Kosten für Arzneimittel in den Griff bekommen. 
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- Für die Kommunen ist ein Rettungsschirm zu schaffen, der Städte, Gemeinden und Landkreise wieder so 
handlungsfähig macht, dass sie ihre örtlichen Aufgaben für die Bürger angemessen erfüllen können.  

- In der Finanzmarktpolitik endlich von Betroffenheitsbekundungen zum Handeln zu kommen. Im Rahmen 
der G20 und in der EU muss die Bundesregierung die Schließung von Steueroasen voranbringen, das in-
ternational gültige Regelwerk für alle Finanzakteure einschließlich Hedge-Fonds fordern. Sie muss Bo-
nuszahlungen wirksam begrenzen und an den nachhaltigen Unternehmenserfolg binden. Die Bundesre-
gierung muss jetzt endlich die Sonderabgabe für den Finanzsektor auf den Weg bringen. Sie muss die in-
ternationale Finanztransaktionssteuer voranbringen und notfalls eine Börsenumsatzsteuer in Deutschland 
einführen.  

- Am Atomausstieg gemäß den getroffenen Vereinbarungen festzuhalten. Die erneuerbaren Energien sol-
len weiterhin auf hohem Niveau gefördert werden, um uns von den konventionellen Energieträgern immer 
unabhängiger zu machen und auch Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen.  

- Zukunftsgerichtete Bildungs- und Forschungspolitik ist als Grundlage für die Sicherung des künftigen 
Wohlstands unseres Landes zu schaffen. Die Bundesregierung muss hier endlich ihrer Gestaltungsauf-
gabe nachkommen und sich nicht in Ankündigungen verlieren.  

- Der Bund hat in gemeinsamer Verantwortung mit Ländern und Kommunen deshalb dafür zu sorgen, dass 
Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Kindern und Jugendlichen ein gesundes Aufwach-
sen möglich ist. Dazu gehört auch der weitere Ausbau von Betreuungseinrichtungen. 

 
 
 
KOMMUNALES 
 

Kommunalkonferenz der SPD-Bundestagsfraktion 
 
Die Städte und Gemeinden sind in der schärfsten Finanzkrise seit Bestehen der Bundesrepublik. Sie haben 
die desaströse Haushaltspolitik von Schwarz-Gelb auszubaden. Mehr als 2 Milliarden Euro kosten sie allein 
die bislang beschlossenen Steuerprivilegien für Klientelgruppen. Auch Kommunalpolitiker der Union wissen es 
und sagen es: Die Kommunen stehen vor dem Ruin, die Bundesregierung droht ihnen das Kreuz zu brechen. 
   
Deshalb hat die SPD-Bundestagsfraktion am 15. März zu einer kommunalpolitischen Konferenz eingeladen. 
Rund 300 Oberbürgermeister, Bürgermeister, Kämmerer, Stadtverordnete, aber auch Vorstände und Ge-
schäftsführer kommunaler Unternehmen sind gekommen. „Starke Kommunen – starke Stadtwerke“, das ist 
unser Ziel. 
 
Gemeinsam haben wir uns an die Kommunalkonferenz der Fraktion vor einem Jahr erinnert. Auch Anfang 
2009 war die Stimmung ernst und die Sorge vor den Auswirkungen der Krise groß. Aber wir hatten auch die 
Hoffnung, dass gemeinsames Handeln etwas bewirken kann. Mit unserem kommunalen Investitionsprogramm 
konnten die Kommunen mehr als 13 Milliarden Euro für zusätzliche Investitionen einsetzen. 
 
Heute ist die Lage ganz anderes. Wo vor einem Jahr Solidarität, Entschlossenheit und politische Entschei-
dungskraft waren, spüren wir jetzt das Gegeneinander zwischen Bund und Kommunen, die Rücksichtslosig-
keit von Schwarz-Gelb und die Orientierungslosigkeit der Bundesregierung. Vor einem Jahr haben wir die Sa-
nierung von Schulen, Schwimmbädern und Sportstätten ermöglicht. Heute kommen aus Nordrhein-Westfalen 
die Meldungen, dass Schulen und Schwimmbäder geschlossen, die Straßenbeleuchtungen am Stadtrand 
ausgeschaltet und dass Gebühren für kommunale Leistungen erhöht werden müssen. 
 
Und als sei das noch nicht genug, setzt Schwarz-Gelb in Berlin eine Gemeindefinanzkommission ein, die sich 
das Ziel gesetzt hat, die Gewerbesteuer abzuschaffen, die die wichtigste Einnahmequelle der Kommunen ist. 
Diese Katastrophe darf nicht unwidersprochen bleiben. Deshalb fordern wir als Soforthilfe in der Notlage einen 
Kommunalschirm von 4 Milliarden Euro gegen die Krise, volle Kompensation der durch Schwarz-Gelb verur-
sachten Steuerausfälle und 400 Millionen Euro mehr Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft für 
Langzeitarbeitslose. Wir fordern, dass die Stadtwerke ihre Chance im Wettbewerb nutzen können und dass 
die Kommunen durch eigene wirtschaftliche Betätigung die Finanzierung nichtprofitabler Aufgaben bei sozialer 
Integration und Kultur absichern können. 
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Sozialdemokraten stehen an der Seite der Städte und Gemeinden 
Die Städte und Gemeinden sind Orte der gesellschaftlichen Integration, sie sind wichtig für das Sicherheitsbe-
dürfnis der Menschen, sollten für Verlässlichkeit stehen und sind maßgebend für das funktionierende Zusam-
menleben in Deutschland. In ihrer Kommunalkonferenz konnte die SPD-Bundestagsfraktion erneut deutlich 
machen, dass sie die Sorgen und Nöte der Kommunen ernst nimmt und die vertrauensvolle Zusammenarbeit 
fortsetzen wird.  
 
Der Vorsitzende der Bundes-SGK, Stephan Weil, forderte in seiner Rede die schwarz-gelbe Koalition auf, an-
gesichts der größten finanzpolitischen Krise der Kommunen nicht weiter die Abschaffung der Gewerbesteuer, 
die den Kommunen rund 40 Milliarden Euro Einnahmen bringen, zu betreiben: „Wer die Gewerbesteuer durch 
einen kommunalen Hebesatz auf die Einkommensteuer und einen höheren kommunalen Anteil an der Mehr-
wertsteuer ersetzen will, der will die Unternehmen in Milliardenhöhe entlasten und die Bürger in gleicher Höhe 
belasten. Diese ungerechte Politik werden wir nicht mitmachen.“  
 
Gemeinsam werden wir dafür kämpfen, dass die Bundesregierung die Kommunen nicht ausbluten lässt. Wir 
werden immer wieder darauf aufmerksam machen, dass es sich bei den Plänen von Schwarz-Gelb um ein 
milliardenschweres Umverteilen von den Unternehmen auf die Bürger handelt. Das werden wir nicht zulassen. 
Die Sozialdemokraten stehen an der Seite der Städte und Gemeinden. 
 
 
PRESSEMITTEILUNGEN VON GERNOT ERLER 
 
12.03.10 - 351   

Koalition der Selbstbeschädiger 

 
Zu Vorwürfen aus den Reihen der Koalition, die Kritik an der Reisebegleitungspraxis von Außenminister Wes-
terwelle gefährde die Demokratie, erklärt der Stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagfraktion Gernot 
Erler: 
 
Es sind nicht die Kritiker, die dem Ansehen der Institutionen unseres demokratischen Gemeinwesens Scha-
den zufügen, sondern diejenigen, die den Anlass zur Kritik geben: 
 

• ein Bundesentwicklungshilfeminister Niebel, der verdiente Mitarbeiter seines Ministeriums ausbootet, 
um sie durch treue FDP-Parteibuchsoldaten zu ersetzen und nicht davor zurückschreckt, ein Ministe-
rium, das er selbst noch vor Jahresfrist auflösen wollte, zu Versorgungszwecken aufzublähen; 

 
• ein Bundesaußenminister Westerwelle, der nicht nur den Geschäftspartner seines Bruders auf eine 

Asienreise mitnimmt, sondern darüber hinaus seinen Lebensgefährten mit dabei hat, der als Event-
manager in einem Land wie Brasilien, das demnächst zwei internationale sportliche Großereignisse 
ausrichten wird, ganz sicher nicht nur ein belangloses Begleitprogramm absolviert. 

 
Noch irritierender ist aber, dass ganz nebenbei der Ausbau des brasilianischen Atomkraftwerks Angra mit 
deutscher Beteiligung besiegelt wurde. Auch hier taucht wieder der böse Schein von Interessenverquickungen 
auf: Denn hinter Areva/NP, dem Kraftwerksbauer, steht Siemens mit seiner Drittelbeteiligung an Areva und 
damit erneut ein eifriger FDP-Spender. Schwerer aber wiegt, dass Brasilien bis heute nicht das Zusatzproto-
koll des Atomwaffensperrvertrags unterzeichnet hat, immerhin eines der zentralen Elemente nuklearer Rüs-
tungskontrolle und Abrüstung weltweit. Wie verträgt sich dies eigentlich mit der Abrüstungsrhetorik des Au-
ßenministers, der keine Gelegenheit auslässt, sein angebliches Engagement auf diesem Gebiet unter Beweis 
zu stellen? 
 
Die Bundesminister Westerwelle und Niebel beschädigen das Ansehen der beiden Ministerien und das unse-
res Landes und das ohne jede Einsicht. Nicht die Kritik an ihrem Verhalten ist das Problem, sondern dass bei-
de offenbar entschlossen sind, sich weiter als Selbstbeschädiger aufzuführen. Immer mehr Menschen fragen 
sich inzwischen: Was sagt eigentlich die Kanzlerin, als Chefin dieser Koalition der Selbstbeschädiger, dazu? 
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16.03.10 
 
Zu Hause andere Kulturen entdecken 
 
Die Welt entdecken, in fremde Kulturen eintauchen und Neues kennen lernen - viele Deutsche erfüllen sich 
diesen Wunsch mit einer Urlaubsreise. Eine andere Möglichkeit für intensive interkulturelle Erfahrungen bietet 
die Aufnahme eines internationalen Gastschülers im eigenen Zuhause. Mit der Unterstützung von Gernot Er-
ler, Mitglied des Bundestags, sucht AFS noch weltoffene Gastfamilien in Freiburg i. Br. und Umgebung. 
 
Freiburg i.Br., 16. März 2010. Deutschland ist inoffizieller Reiseweltmeister - das Interesse an anderen Län-
dern und Kulturen ist trotz Finanzkrise ungebrochen. Ein kurzer Auslandsaufenthalt als Tourist reicht jedoch 
oft nicht aus, um eine andere Kultur wirklich zu erleben und zu verstehen. Dabei wird es auch in unserem täg-
lichen Leben immer wichtiger, andere Kulturen zu kennen und zu verstehen. Egal, ob in der Schule, am Ar-
beitsplatz oder in der Nachbarschaft: Das Miteinander von Menschen unterschiedlichster kultureller Herkunft 
gehört mittlerweile zum Alltag. Eine Möglichkeit, andere Kulturen und Sprachen kennen zu lernen, ohne die 
Koffer zu packen und Reiseprospekte zu wälzen, ist das Zusammenleben mit einem ausländischen Gastschü-
ler. Eine spannende Erfahrung, die jährlich über 800 Gastfamilien mit der gemeinnützigen Jugendaustausch-
organisation AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. machen.  
 
Das weiß auch der Bundestagsabgeordnete  Gernot Erler aus Freiburg i.Br.: „Von der Aufnahme eines Gast-
schülers profitieren alle Beteiligten. Auch Familien, die keine Möglichkeit haben die Welt zu bereisen, können 
so mit viel Spaß neue Erfahrungen sammeln, intensive internationale Freundschaften knüpfen und einen Bei-
trag zu mehr Toleranz und Offenheit im täglichen Miteinander leisten." Aus diesem Grund hilft  Erler in diesem 
Jahr AFS erneut bei der Suche nach neugierigen und weltoffenen Gastfamilien seinem Wahlkreis, die ab Sep-
tember 2010 einen Austauschschüler aufnehmen. Unterstützt werden die Gastfamilien und -schüler während 
der gesamten Zeit von den ehren- und hauptamtlichen AFS-Mitarbeitern in der Region, die die Teilnehmer 
nicht nur umfassend auf ihre Aufgabe vorbereiten, sondern auch für alle Fragen und Belange ein offenes Ohr 
haben. 
 
Wer Lust und Interesse hat, sich die Welt nach Hause zu holen, kann sich ab sofort als Gastfamilie für Sep-
tember 2010 bewerben. Dann erwartet AFS mehr als 600 Jugendliche aus rund 50 Ländern. Auch Alleinerzie-
hende und kinderlose Paare sind willkommen. Bei der Vermittlung achtet die Organisation darauf, dass Aus-
tauschschüler und Gastfamilien von ihren Interessen und Vorstellungen her zusammenpassen. Interessenten 
können sich direkt an das AFS-Regionalbüro Süd unter Telefon 0711-8060769-10 wenden. Weitere Informati-
onen zum Gastfamilienprogramm und zu AFS gibt es unter www.afs.de/gastfamilie. 
 
Über AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. 
 
Die deutsche Jugendaustauschorganisation arbeitet gemeinnützig und ist Träger der freien Jugendhilfe. Die 
Zentrale sowie ein Regionalbüro haben ihren Sitz in Hamburg; in Berlin, Wiesbaden und Stuttgart gibt es wei-
tere Regionalbüros. Neben dem Schüleraustausch und dem Gastfamilienprogramm ermöglicht AFS (ehemals: 
„American Field Service") die Teilnahme an Freiwilligendiensten im sozialen, kulturellen und ökologischen Be-
reich. Der Verein finanziert sich aus den Teilnahme- und Vereinsbeiträgen, durch Spenden, Stiftungsmittel 
und öffentliche Gelder. 2008 feierte AFS in Deutschland unter der Schirmherrschaft der damaligen Bundesfa-
milienministerin Dr. Ursula von der Leyen 60-jähriges Jubiläum. 
 
AFS Interkulturelle Begegnungen e.V. 
Heide Pusch 
Regionalbüroleitung Süd 
Tel.: 0711- 80 60 769-10 
Fax: 0711- 80 60 769-19 
E-Mail: Heide.Pusch@afs.org 
Web: www.afs.de 

 


